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1. Begründung der Lebenspartnerschaft 

Seit dem 01.01.2005 können sich nunmehr auch 
gleichgeschlechtliche Partner “rechtswirksam” verloben. Das LPartG 
alter Fassung sah diese Möglichkeit nicht vor. Die neue Fassung 
nimmt nun Bezug auf die entsprechenden Regelungen im Eherecht 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB). Folgerichtig handelt es sich 
bei der Verlobung von gleichgeschlechtlichen Partnern um ein 
“Lebenspartnerschaftsversprechen”.  

Das Verlöbnis ist ein Vertrag, dessen Schließung an keine Form 
gebunden ist. 

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LPartG müssen die Lebenspartner das 
gleiche Geschlecht haben, auf die sexuelle Ausrichtung kommt es 
nicht an. Das LPartG hat die Bestimmung der "zuständigen Behörde" 
den Ländern überlassen. In Bayern wurde somit die Zuständigkeit 
auf die Notare übertragen. 

2. Gemeinsamer Name 

Ehegatten „sollen einen gemeinsamen Familiennamen (Ehenamen)" 
(§ 1355 BGB), Lebenspartner „können einen gemeinsamen Namen 
(Lebenspartnerschaftsnamen) bestimmen". Tun die Lebenspartner 
das nicht, führen sie ihren bisherigen Namen weiter (§ 3 LPartG).  

Lebenspartner können den Geburtsnamen oder den zur Zeit der 
Erklärung über die Bestimmung des Lebenspartnerschaftsnamens 
geführten Ehe- oder Lebenspartnerschaftsnamen eines der Partner zu 
ihrem Lebenspartnerschaftsnamen bestimmen.  

Hat man sich einmal für einen Lebenspartnerschaftsnamen 
entschlossen, ist eine nachträgliche Korrektur der Wahl nicht 
möglich.  

Ein Lebenspartner, dessen Name nicht Lebenspartnerschaftsname 
wird, kann durch Erklärung dem Lebenspartnerschaftsnamen seinen 
Geburtsnamen oder den zur Zeit der Erklärung über die Bestimmung 
des Lebenspartnerschaftsnamens geführten Namen als Begleitnamen 
voranstellen oder anfügen. Dies gilt nicht, wenn der 
Lebenspartnerschaftsname aus mehreren Namen besteht. Besteht der 
Name eines Lebenspartners aus mehreren Namen, so kann nur einer 
dieser Namen hinzugefügt werden.  
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3. Unterhalt 

Aus der Verpflichtung der Lebenspartner zur gegenseitigen Fürsorge 
und Unterstützung folgt ihre Verpflichtung „zum angemessenen 
Unterhalt" (§ 5 LPartG).  

Leben die Lebenspartner getrennt, so kann ein Lebenspartner von 
dem anderen den nach den Lebensverhältnissen und den Erwerbs- 
und Vermögensverhältnissen während der Lebenspartnerschaft 
angemessenen Unterhalt verlangen (§ 12 LPartG).  

Der angemessene Unterhalt umfasst alles, was nach den 
Verhältnissen der Lebenspartner erforderlich ist, um die Kosten des 
Haushalts zu bestreiten und die persönlichen Bedürfnisse der 
Lebenspartner zu befriedigen (§ 1360a Abs. 1 BGB). Das Maß 
richtet sich dabei nach den Lebensverhältnissen und dem sozialen 
Standard der Partner.  

Der Trennungsunterhalt umfasst auch einen etwaigen 
Prozesskostenvorschuss z.B. für eine Aufhebungsklage und ab 
Rechtshängigkeit der Aufhebungsklage auch den 
Altersvorsorgeunterhalt.  

Zu unterscheiden ist der Trennungsunterhalt von dem so genannten 
nachpartnerschaftlichen Unterhalt, der nach Aufhebung der 
Lebenspartnerschaft beansprucht werden kann. Der wesentliche 
Unterschied zwischen beiden Unterhaltsansprüchen besteht darin, 
dass die Verpflichtung zur gegenseitigen Sorge während der 
Trennungsphase schwerer wiegt, als nach der Aufhebung der 
Lebenspartnerschaft. Deshalb kann der unterhaltsbedürftige 
Lebenspartner während der Trennungszeit gemäß § 12 LPartG 
i.V.m. § 1361 Abs. 2 BGB nicht ohne weiteres auf eine eigene 
Erwerbstätigkeit verwiesen werden, wenn er bisher nicht 
erwerbstätig war.  

Das LPartG alter Fassung sah dies anders. Bis zum 31.12. 2004 
musste sich der bedürftige Lebenspartner, der bisher nicht 
erwerbstätig war, schon in der Trennungsphase eine Arbeit suchen, 
es sei denn, dass dies von ihm nach seinen persönlichen 
Verhältnissen unter Berücksichtigung der Dauer der 
Lebenspartnerschaft und nach den wirtschaftlichen Verhältnissen der 
Lebenspartner nicht erwartet werden konnte. Das 
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Überarbeitungsgesetz hat die Rechtslage an das Eherecht 
angeglichen.  

Der Unterhaltsanspruch ist zu versagen, herabzusetzen oder zeitlich 
zu begrenzen, soweit die Inanspruchnahme des Verpflichteten 
unbillig wäre (§ 12 LPartG i.V.m. §§ 1361 Abs. 3, 1579 Nr. 2 bis 7 
BGB).  

Die neue Fassung des LPartG verweist in § 16 Abs. 1 bezüglich der 
Regelung des nachpartnerschaftlichen Unterhalts auf die §§ 1570 bis 
1581 und 1583 bis 1586b des BGB. Es gelten folglich dieselben 
Bestimmungen wie bei Eheleuten.  
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4. Güterstand 

Die Lebenspartner leben gemäß § 6 LPartG wie Eheleute im 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft, sofern sie nicht in einem 
Lebenspartnerschaftsvertrag etwas anderes vereinbaren. Die §§ 1363 
Abs. 2 bis § 1390 BGB gelten entsprechend.  

Das LPartG alter Fassung sah vor, dass sich die Lebenspartner vor 
Eingehung der Lebenspartnerschaft über ihren Güterstand erklären 
müssen. Dies ist nun nicht mehr erforderlich. Erklären die 
Lebenspartner nichts über ihren Güterstand, so leben sie automatisch 
im Güterstand der Zugewinngemeinschaft.  

Beim Güterstand der Zugewinngemeinschaft bleiben die Vermögen 
der Lebenspartner getrennt. Rechte und Forderungen stehen den 
Partnern zu, die sie vor oder während der Partnerschaft erworben 
haben bzw. erwerben.. Jeder Lebenspartner verwaltet sein Vermögen 
selbst.  

Der Güterstand der Zugewinngemeinschaft ist also ein Güterstand 
der Gütertrennung. Der einzige Unterschied besteht darin, dass der 
Zugewinn, den die Partner während der Partnerschaft erzielt haben, 
nach Beendigung der Partnerschaft ausgeglichen wird.  

Wenn die Lebenspartner ihren Güterstand anders regeln oder die 
Zugewinngemeinschaft modifizieren wollen, müssen sie einen 
notariellen Lebenspartnerschaftsvertrag abschließen. § 7 LPartG 
verweist insofern auf die §§ 1409 bis 1563 BGB. Dabei steht es den 
Lebenspartnern frei, wie sie ihre Vermögensbeziehungen gestalten 
wollen.  

Sie können Gütertrennung vereinbaren und so ihre 
Vermögensverhältnisse auch während der Lebenspartnerschaft 
vollkommen auseinander halten.  

Zulässig sind auch Modifikationen der Zugewinngemeinschaft oder 
der anderen Güterstände für Eheleute oder sonstige Regelungen ganz 
nach den persönlichen Bedürfnissen der Lebenspartner.  
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5. Kinder 

5.1 Adoption 

Lebenspartner konnten schon immer ein Kind einzeln adoptieren. 
Dagegen war die gemeinschaftliche Adoption eines Kindes nicht 
möglich.  

Daran hat sich durch das Überarbeitungsgesetz nichts geändert. Nach 
wie vor können Lebenspartner ein Kind nicht gemeinschaftlich 
adoptieren und zwar weder gleichzeitig noch nacheinander. Das 
verbietet § 1742 BGB. Danach dürfen nur Ehepaare ein Kind 
gemeinschaftlich adoptieren.  

Seit dem 1. Januar 2005 können Lebenspartner leibliche Kinder 
ihres Partners adoptieren (§ 9 Abs. 7 LPartG). Die Adoption muss 
beim Vormundschaftsgericht beantragt werden. Der Antrag muss 
von einem Notar beurkundet werden.  

Die Adoption ist nur zulässig, wenn sie dem Wohl des Kindes dient 
und zu erwarten ist, dass zwischen dem Annehmenden und dem 
Kind ein Eltern-Kind-Verhältnis entsteht (§ 1741 Abs. 1 Satz 1 
BGB).  

Dem Adoptionsantrag müssen sämtliche Beteiligten zustimmen, 
auch das Kind selbst und der andere Elternteil. Solange das Kind das 
14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, muss an seiner statt sein 
gesetzlicher Vertreter die Einwilligung erteilen. Die 
Zustimmungserklärungen sind notariell zu beurkunden.  
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5.2. Kleines Sorgerecht und Notsorgerecht 

Führt der allein sorgeberechtigte Elternteil eine Lebenspartnerschaft, 
hat sein Lebenspartner im Einvernehmen mit dem sorgeberechtigten 
Elternteil die Befugnis zur Mitentscheidung in Angelegenheiten des 
täglichen Lebens des Kindes (§ 9 Abs. 1 Satz 1 LPartG). Die 
Befugnis besteht nicht, wenn die Lebenspartner nicht nur 
vorübergehend getrennt leben (§ 9 Abs. 4 LPartG). Das kleine 
Sorgerecht soll nur dem Lebenspartner zustehen, der mit dem Kind 
zusammenlebt.  

Über das kleine Sorgerecht muss Einvernehmen zwischen den 
Lebenspartnern bestehen. Mitentscheidung heißt, dass der 
Lebenspartner in diesen Angelegenheiten das Kind allein vertreten 
kann, dabei aber vom Einvernehmen seines Partners abhängig ist, 
das dieser jederzeit widerrufen kann. Widerspricht der Lebenspartner 
einer Entscheidung, muss diese unterbleiben.  

Das Familiengericht kann das kleine Sorgerecht einschränken oder 
ausschließen, wenn dies zum Wohl des Kindes erforderlich ist (§ 9 
Abs. 3 LPartG).  

Bei Gefahr im Verzug ist der Lebenspartner dazu berechtigt, alle 
Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes 
notwendig sind; der sorgeberechtigte Elternteil ist unverzüglich zu 
unterrichten (§ 9 Abs. 2 LPartG). Dieses Notsorgerecht setzt nur 
voraus, dass dem Wohl des Kindes Schaden droht, wenn nicht sofort 
gehandelt wird. Hierher gehört vor allem eine dringende ärztliche 
Behandlung, die nicht aufgeschoben werden kann. Das 
Notsorgerecht hängt nicht vom Einverständnis des anderen 
Lebenspartners ab, und es kann vom Familiengericht nicht 
eingeschränkt werden.  

Für Ehegatten gilt dieselbe Regelung (§ 1687b BGB). Dagegen steht 
gleich- und verschiedengeschlechtlichen Lebensgefährten 
hinsichtlich der Kinder ihrer Partner weder ein kleines Sorge- noch 
ein Notsorgerecht zu.  
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5.3. Umgangsrecht 

Jetzt haben sowohl Lebenspartner als auch Lebensgefährten ein 
Recht auf Umgang mit dem Kind, wenn dieser dem Wohl des Kindes 
dient und wenn sie für das Kind tatsächliche Verantwortung tragen 
oder in der Vergangenheit getragen haben. Das Gesetz bezeichnet 
ein derartiges Verhältnis als sozial-familiäre Beziehung. Diese soll in 
der Regel anzunehmen sein, wenn die Bezugsperson längere Zeit mit 
dem Kind in häuslicher Gemeinschaft zusammengelebt hat (§ 1685 
BGB).  
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6. Erbrecht 

Wenn ein Erblasser nicht durch Testament oder Erbvertrag bestimmt 
hat, wer sein Erbe sein soll, tritt gesetzliche Erbfolge ein. Dabei wird 
ein Lebenspartner genauso wie ein Ehegatte behandelt.  

• Er erbt neben Verwandten der ersten Ordnung zu einem 
Viertel, neben Verwandten der zweiten Ordnung oder neben 
Großeltern zur Hälfte.  

• Lebt nur noch einer der Großeltern und leben von dem 
anderen Abkömmlinge, erhält der Lebenspartner auch deren 
Anteil.  

• Leben dagegen von dem anderen Großelternteil keine 
Abkömmlinge mehr, erhält dessen Anteil der Großelternteil, 
der noch lebt.  

• Sind weder Erben der ersten noch der zweiten Ordnung 
noch Großeltern vorhanden, erbt der Lebenspartner alles (§ 10 
Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 Satz 1 LPartG).  

Erben der ersten Ordnung sind die Abkömmlinge des Erblassers 
(Kinder, Enkel usw.), Erben der zweiten Ordnung die Eltern und 
deren Abkömmlinge (Geschwister, Nichten, Neffen usw.), Erben der 
dritten Ordnung die Großeltern und deren Abkömmlinge (Onkel, 
Tanten, Vetter, Kusinen usw.).  

Diese Verteilung ändert sich, wenn die Lebenspartner im 
gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft gelebt haben. 
Dann „wird der Ausgleich des Zugewinns dadurch verwirklicht, dass 
sich der gesetzliche Erbteil des überlebenden Lebenspartners um ein 
Viertel der Erbschaft erhöht; hierbei ist unerheblich, ob die 
Lebenspartner tatsächlich im einzelnen Fall einen Überschuss erzielt 
haben" (§ 6 Satz 2 LPartG i.V.m. § 1371 Abs. 1 BGB).  

Bestand beim Erbfall Gütertrennung und sind als gesetzliche Erben 
neben dem Lebenspartner ein oder zwei Kinder des Erblassers (oder 
deren Abkömmlinge) berufen, so erben der überlebende 
Lebenspartner und jedes Kind (oder dessen Abkömmlinge) zu 
gleichen Teilen (§ 10 Abs. 2 Satz 2 LPartG).  
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Zusätzlich stehen dem Lebenspartner die zum 
lebenspartnerschaftlichen Haushalt gehörenden Gegenstände, soweit 
sie nicht Zubehör eines Grundstücks sind, und die Geschenke zur 
Begründung der Lebenspartnerschaft als Voraus zu.  

7. Aufhebung der Lebenspartnerschaft 

Für die Aufhebung einer Lebenspartnerschaft gilt seit dem 1. Januar 
2005 eine wichtige gesetzliche Änderung. Nach § 15 LPartG alter 
Fassung war für die Aufhebung lediglich der Ablauf bestimmter 
Fristen notwendig, die durch die Erklärung gegenüber dem Partner in 
Gang gesetzt wurden, die Partnerschaft nicht fortsetzen zu wollen. 
Der neue § 15 LPartG hingegen verweist zwar nicht generell auf die 
entsprechenden Vorschriften des BGB über die Ehescheidung und 
nimmt auch nicht wörtlich Bezug auf das Zerrüttungsprinzip, 
demzufolge eine Ehe dann geschieden werden kann, wenn sie 
gescheitert ist (§ 1565 BGB). Sehr wohl aber wurde die gesetzliche 
Vermutung für ein Scheitern der Ehe in § 1566 BGB im Kern 
übernommen, ebenso wie die Regelung in § 1567 hinsichtlich des 
Getrenntlebens sowie die Härteklausel des § 1568 BGB.  

Wie bisher wird die Lebenspartnerschaft auf Antrag eines oder 
beider Partner durch gerichtliches Urteil aufgehoben (§ 15 Abs. 1 
LPartG).  

Neu ist aber die Voraussetzung, dass die Lebenspartner zum 
Zeitpunkt der Aufhebung bereits eine gewisse Zeit lang getrennt 
leben müssen. Das Gesetz benennt zu diesem Zweck zwei 
verschiedene Trennungsfristen, nämlich eine einjährige sowie eine 
dreijährige. Das Gericht kann den Antrag auf Aufhebung als 
unbegründet ablehnen, wenn diese Fristen nicht eingehalten wurden.  

Gemäß § 15 Abs. 5 LPartG i.V.m. § 1567 BGB leben die 
Lebenspartner getrennt, “wenn zwischen ihnen keine häusliche 
Gemeinschaft besteht und ein Lebenspartner sie erkennbar nicht 
herstellen will, weil er die lebenspartnerschaftliche Gemeinschaft 
ablehnt.  Die häusliche Gemeinschaft besteht auch dann nicht mehr, 
wenn die Lebenspartner innerhalb der gemeinschaftlichen Wohnung 
getrennt leben. Ein Zusammenleben über kürzere Zeit, das der 
Versöhnung der Lebenspartner dienen soll, unterbricht oder hemmt 
die in § 15 LPartG bestimmten Fristen nicht.” 
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8. Versorgungsausgleich 

Im Scheidungsverfahren werden die Versorgungsanwartschaften, die 
die Eheleute während der Ehe erworben haben, ausgeglichen. Dieser 
Versorgungsausgleich findet nun auch zwischen Lebenspartnern 
statt, wenn ihre Lebenspartnerschaft aufgehoben wird.  

Ausgleichspflichtig ist der Lebenspartner, der während der 
Lebenspartnerschaft  insgesamt höhere Versorgungsanrechte 
erworben hat als der andere Lebenspartner. Dem anderen steht als 
Ausgleich die Hälfte des Wertunterschiedes zu.  

Der öffentlich-rechtliche Versorgungsausgleich wird bei der 
Aufhebung der Lebenspartnerschaft durchgeführt. Im 
Aufhebungsurteil wird deshalb bestimmt, ob und in welcher Höhe 
Anrechte übertragen oder neu begründet werden.  

Lebenspartnerschaften, die vor dem 01.01.2005 begründet wurden, 
mussten bis zum 31. Dezember 2005 gegenüber dem für Ihren 
Wohnort zuständigen Amtsgericht erklären, dass nach einer 
Aufhebung ihrer Lebenspartnerschaft der Versorgungsausgleich 
nach § 20 LPartG durchgeführt werden soll, sofern sie dies wollen. 
Wurde diese Frist versäumt, kann ein Versorgungsausgleich bei 
Aufhebung der Lebenspartnerschaft nicht durchgeführt werden. 

  

9. Bestehende Ungleichbehandlung 

In vielen Gesetzen fehlt noch die Angleichung, weil der Bundesrat 
dem Lebenspartnerschaftsergänzungsgesetz die Zustimmung 
verweigert hat. Offen geblieben sind die Möglichkeit, den formalen 
Akt der Eintragung durch den Standesbeamten, die Regelung im 
Hinblick auf die Erbschafts-, Einkommen- und Grunderwerbsteuer. 
(z.B. kein Splittingtarif; Wohnbauprämie, kein steuerfreier 
Zugewinn im Erbfall) Keine Gleichstellung ist in der 
Beamtenbesoldung und bei der Beihilfe (z.B. Familienzuschlag und 
Pension) erfolgt. Gleiches gilt für das Bundessozialhilfegesetz und 
das Wohngeldgesetz  


